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Die Bundesregierung mißt der inneren Sicherheit in der Bundesrepu- 
blik Deutschland besondere Bedeutung bei. Sie hat dies in der Regie- 
rungserklärung vom 28. Oktober 1969 wie folgt zum Ausdruck 
gebracht: 

„Um die Sicherheit in unserem Lande zu gewährleisten, wird die 
Bundesregierung die Modernisierung und Intensivierung der 
Verbrechensbekämpfung energisch vorantreiben. Sie wird unver- 
züglich die Arbeit an einem Sofortprogramm aufnehmen und 
dieses dem Deutschen Bundestag im Jahre 1970 zuleiten. " 

Dieses Sofortprogramm wird hiermit vorgelegt. 


A. Entwicklung der Kriminalität 

I. Gesamtkriminalität 

Die polizeiliche Kriminalstatistik des Bundeskriminalamtes, die die 
im Bundesgebiet bekanntwerdenden Straftaten registriert, erfaßte für 
das Jahr 1969 2 217 966 Verbrechen und Vergehen (ausgenommen 
Verkehrs- und Staatsschutzdelikte). Die Zuwachsquote zum Vorjahr 
lag bei 2,8%. Auch die Häufigkeitsziffer, welche die Zahl der auf 
100 000 Einwohner errechneten Straftaten angibt, zeigte im Jahre 1969 
eine steigende Tendenz der Gesamtkriminalität. Die für das Jahr 1970 
bisher vorliegenden Zahlen bestätigen diese Tendenz. 

II, Schwerpunkte der Kriminalitätsentwicklung 

Die steigende Gesamttendenz der Kriminalitätsentwicklung wird 
besonders dadurch gekennzeichnet, daß eine besondere Zunahme von 
Straftaten innerhalb bestimmter Deliktsgruppen festzustellen ist. Zu 
diesen Deliktsgruppen gehören insbesondere 

— Rauschgiftkriminalität, 

— Kfz-Diebstahl, 

— Raubkriminalität, 

— Einbruchskriminalität, 

— Wirtschaftskriminalität, 

— Ausländerkriminalität, 

— Serienkriminalität mit wandelnden Erscheinungsformen. 

Die Statistik der Rauschgiftkriminalität weist für das Jahr 1969 mit 
4761 Fällen einen Anstieg um 151,8% gegenüber den im Vorjahr 
erfaßten Delikten auf. Da das Dunkelfeld, auch nach den Erfahrungen 
des Auslandes, bei dieser Kriminalität besonders groß ist, übersteigt 
der tatsächliche Umfang der Rauschgiftkriminalität in der Bundes- 
republik die statistischen Zahlen um ein Mehrfaches. Mit der zuneh- 
menden Verbreitung des Rauschmittelgenusses nimmt der illegale 
Handel, an dem in erheblichem Umfang Ausländer beteiligt sind, 
gefährliche Formen an. 

Eine ähnliche Entwicklung zeigt sich bei Diebstählen von Kraftfahr- 
zeugen. Auch hier ist eine Internationalisierung und Spezialisierung 
von Tätergruppen feststellbar. Ein großer Teil entwendeter Kraft- 
fahrzeuge wird von Serientätern gestohlen, umfrisiert und mit 
falschen Kraftfahrzeugpapieren vorwiegend im Ausland abgesetzt. 
Dies führte dazu, daß im Jahre 1969 rund 10% der Gesamtzahl der 
entwendeten Fahrzeuge (67 010) nicht wieder ermittelt werden konn- 
ten. Der Gesamtschaden belief sich auf ca. 50 bis 60 Millionen DM. 


4 



Deutscher Bundestag — 6, Wahlperiode 


Drudesache VI/ 1334 


Einen besonderen Anteil an der Entwicklung der Gesamtkriminalität 
hat der hohe Anstieg der Raubkriminalität. Diese wird charakterisiert 
durch Raubüberfälle auf Geldinstitute, Kassen, Privatfirmen und 
Geldboten. Im Jahre 1969 wurden 258 Straftaten dieser Art mit einem 
Gesamtschaden von 2 830 000 DM begangen. Bis Anfang August 1970 
wurden beim Bundeskriminalamt 160 Straftaten mit einer Gesamt- 
schadenshöhe von 4 707 000 DM registriert. 

Bei der Einbruchskriminalität besteht ein Schwerpunkt im Bereich der 
Geschäftseinbrüche. Die Ermittlungsergebnisse lassen darauf schlie- 
ßen, daß hier international auftretende Banden tätig sind. Gruppen 
von Straftätern haben sich auf Einbrüche in Pelz- und Juwelier- 
geschäfte spezialisiert (1969: 231 Einbrüche in Pelzgeschäfte; 320 
Einbrüche in Juweliergeschäfte). 

Die Entwicklung der Wirtschaftskriminalität darf nicht an der Zahl der 
bekanntgewordenen Betrugstaten, die im Jahre 1969 um 3,7% im 
Vergleich zum Vorjahr abgenommen hat, gemessen werden. Gerade 
im Bereich dieser Delikte ist eine deutliche Verschiebung zugunsten 
raffiniert angelegter Methoden des Massenbetrugs mit oft mehreren 
tausend Geschädigten festzustellen, während derartige Delikte stati- 
stisch jeweils nur als ein Fall erfaßt werden. Wegen des im Einzelfall 
sehr hohen Vermögensschaden kommt dem Wirtschaftsbetrug volks- 
wirtschaftlich besondere Bedeutung zu. Die Bekämpfung dieses 
Intelligenzdeliktes verursacht — bedingt durch ihre erschwerte straf- 
rechtliche Faßbarkeit, teilweise zurückzuführen auf das Fehlen 
spezialgesetzlicher Regelungen — außergewöhnliche Schwierigkeiten. 

Die Ausländerkriminalität ist in einigen Deliktsgruppen (z. B. Ein- 
bruchs-, Falschgeld- und Rauschgiftdelikten) relativ hoch. Ein besorg- 
niserregender Anstieg ist bei der Beteiligung von Ausländern an zum 
Teil politisch motivierten Gewalttaten (Attentaten, Anschlägen auf 
Flugverkehr u. a.) feststellbar. 

Gewisse Seriendelikte mit wandelnden Erscheinungsformen , die zum 
Teil von den gleichen Tätern begangen oder gesteuert werden, sind 
u. a. gekennzeichnet durch gut organisierten Absatz von Diebesgut, 
durch Manipulation beim Wechselbetrug, durch Kunstdiebstähle so- 
wie durch Betrug mit Kunstgegenständen und durch Waffenschmuggel. 
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B, Verbrechensaufklärung 


I. Aufklärungsquote 

Die Gesamtzahl der geklärten Straftaten liegt im Jahre 1969 um 
17 924 Fälle über der des Vorjahres. Im gleichen Zeitraum sind jedoch 
die bekanntgewordenen Delikte um 59 456 Fälle angestiegen, so daß 
für das Jahr 1969 die Gesamtaufklärungsquote von 51,8% auf 51,2% 
abgesunken ist. Die seit Jahren rückläufige Entwicklung der Gesamt- 
aufklärungsquote ist vor allem auf den steigenden Anteil der Eigen- 
tumsdelikte an der Gesamtkriminalität zurückzuführen, dä diese 
erfahrungsgemäß nur geringe Ansatzpunkte für die Täterermittlung 
bieten. 

II. Ursachen der unbefriedigenden Aufklärungsergebnisse 

Die steigende Zahl von Strafanzeigen, die vom einzelnen Ermittlungs- 
beamten bearbeitet werden müssen, führt zu einer in vielen Fällen 
kaum noch zumutbaren Belastung der Beamten. Die für die Einzel- 
ermittlung nach kriminalistischen Gesichtspunkten verbleibende Zeit 
wird dadurch zunehmend eingeengt. Dies beeinträchtigt besonders die 
Aufklärungsarbeit in den oben genannten Deliktsgruppen. Dem- 
gegenüber steht in steigendem Maße der berufs- oder gewohnheits- 
mäßig auftretende Straftäter, der sich auf bestimmte Delikte speziali- 
siert, überörtlich, oft international tätig wird, seine Taten gründlich 
und raffiniert vorbereitet, ausführt und verschleiert und geschickt 
Schwächen der Strafverfolgung zu nutzen versteht. 

Unzulänglichkeiten der polizeilichen Ermittlungstätigkeit sind gekenn- 
zeichnet durch 

— die fehlende Zahl qualifizierter Ermittlungsbeamter, 

— die nicht ausreichende materielle Ausstattung der Polizei, 

— fehlende technische Hilfsmittel, 

— die mitunter wenig funktionsgerechte Organisation der Polizei, 

— die Überlastung der Ermittlungsbeamten mit ermittlungsfremden 
Tätigkeiten. 
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C. Sofortmaßnahmen der Bundesregierung 
zur Verbesserung der Kriminalitätsbekämpfung 


Die vorbeugende Verbrechensbekämpfung in der Bundesrepublik und 
die Verfolgung strafbarer Handlungen ist grundsätzlich Sache dei 
Länder. 

Der Schwerpunkt der personellen, technischen und organisatorischen 
Maßnahmen des Bundes muß sidi bei der gegebenen Rechtslage auf 
das Bundeskriminalamt konzentrieren. 

Das Bundeskriminalamt nimmt nach seiner gesetzlichen Aufgabe als 
Zentralstelle bei der Verbrechensbekämpfung eine Schlüsselstellung 
ein. Seine gesetzlich festgelegte Aufgabe ist die Bekämpfung des 
Straftäters, soweit er sich über das Gebiet eines Landes hinaus be- 
tätigt oder voraussichtlich betätigen wird. 

Bund und Länder haben in den letzten Jahren erhebliche Anstren- 
gungen unternommen, um die Effektivität der Verbrechensbekämp- 
fung zu erhöhen. Dennoch hat die ungünstige Kriminalitätsentwick- 
lung in der Bundesrepublik die Bundesregierung veranlaßt, weitere 
Maßnahmen zur Verbesserung der Verbrechensbekämpfung durch 
Bund und Länder vorzuschlagen und im Rahmen dieses Sofortpro- 
gramms zu verwirklichen. 

I. Verstärkung des Haushalts des Bundeskriminalamtes 

Wesentlicher Bestandteil des Sofortprogramms der Bundesregierung 
ist die Verbesserung der personellen und materiellen Situation des 
Bundeskriminalamtes. Dafür sind folgende Haushaltsmaßnahmen vor- 
gesehen: 

1. Finanzplan und Haushaltsansatz 

Die ursprüngliche Finanzplanung der Bundesregierung in der 5. Le- 
gislaturperiode sah für diesen Zweck für das Jahr 1970 24,8 Millionen 
DM vor. Demgegenüber stehen der Bundesregierung für eine Erhö- 
hung der Leistungsfähigkeit des Bundeskriminal amtes im laufenden 
Haushaltsjahr 38,9 Millionen DM zur Verfügung. 

Im Haushaltsentwurf 1971 sind insgesamt 54,2 Millionen DM für das 
Bundeskriminaliamt vorgesehen. Dem stehen 26,4 Millionen DM der 
alten Finanzplanung gegenüber. 

2. Aufgliederung der Haushaltsansätze 

Die genannten Haushaltsansätze gliedern sich wie folgt auf: 

a) Im Haushaltsjahr 1970 sind 

146 neue Planstellen für Beamte und 
132 neue Stellen für Angestellte und Arbeiter 
bewilligt worden. 

Für das Jahr 1971 sieht der insoweit bereits verabschiedete Haus- 
halt 

155 neue Planstellen für Beamte und 
98 neue Stellen für Angestellte und Arbeiter 
vor. 


zusätzliche 

Haushaltsmittel 


zusätzliche 

Planstellen 
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zusätzliche Sach- und b) An Sach- und Investitionsausgaben für 1970 (insgesamt 16,9 Mil- 
Investitionsmlttel lionen DM) sind u. a. folgende Positionen vorgesehen: 

6 358 000 DM für Vorbereitung und Einrichtung einer Datenverar- 
beitungsanlage, 

2 070 000 DM für Zwecke der Fahndung, 

350 000 DM für Öffentlichkeitsarbeit, 

2 982 000 DM für kriminaltechnisches, erkennungsdienstliches und 
Nachrichtengerät, 

228 000 DM für den Erwerb von Dienstfahrzeugen, 

1 500 000 DM Teilausgaben für Um- und Erweiterungsbauten. 

Der Haushaltsentwurf 1971 sieht an Sach- und Investitionsausgaben 
(insgesamt 25,4 Millionen DM) u. a. folgende Einzelpositionen vor: 

3 532 900 DM für kriminaltechnisches, erkennungsdienstliches und 
Nachrichtengerät, 

6 820 000 DM für Um- und Erweiterungsbauten, 

312 000 DM für den Erwerb von Dienstfahrzeugen, 

7 805 000 DM für Zwecke der Datenverarbeitung. 

Finanzplanung Die weitere Finanzplanung der Bundesregierung weist für das Bun- 
1972 bis 1974 deskriminalamt in den Jahren 1972 bis 1974 folgende Ansätze aus: 

1972: 74,3 Millionen DM, 

1973: 68,8 Millionen DM, 

1974: 70,8 Millionen DM. 

Damit liegt die neue fortgeschriebene Finanzplanung wesentlich 
über den ursprünglichen Ansätzen. 


II. Personelle Maßnahmen 

Der erhöhte Personalbedarf des Bundeskriminalamtes ist bis ein- 
schließlich 1974 in der Finanzplanung der Bundesregierung berück- 
sichtigt und mit der Zuweisung neuer Stellen bereits in erheblichem 
Umfange gedeckt. Die Besetzung dieser Stellen mit geeigneten Be- 
werbern verursacht allerdings Schwierigkeiten. 

1 . Ubergangsmaßnahmen 

zusätzliche Um Ermittlungsbeamte von ermittlungsfremder Tätigkeit freizustel- 
Hilfskräfte len, hat der Bundesminister des Innern als Ubergangsmaßnahmen den 
Einsatz von 

— 57 Beamten des Bundesgrenzschutzes, 

— halbtagsbeschäftigten weiblichen Arbeitskräften und 
— Zeitangestellten 

veranlaßt. 

2. Änderung des Laufbahnredits 

Untersuchung der Neben der angespannten Situation auf dem Personalsektor stehen 
Personal- und laufbahnstrukturelle Hemmnisse einer raschen Besetzung der Stellen 
Funktionsstruktur im mit geeigneten Bewerbern entgegen. Vor allem das gegenüber den 
Bundeskriminalamt Ländern abweichende Laufbahnsystem bei der Kriminalpolizei des 
Bundes hat sich als hinderlich für den notwendigen Personalaustausch 
zwischen Bund und Ländern erwiesen. Das Laufbahnrecht des Bundes 
und der Länder muß ein ineinandergreifendes System darstellen. Die 
Untersuchungen der Personal- und Funktionsstruktur im Bundes- 
kriminalamt haben ergeben, daß die gestiegenen und weiter wach- 
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senden Anforderungen an die berufliche Eignung des Kriminalbeam- 
ten ein anderes Laufbahnsystem erfordern. 

Die Bundesregierung beabsichtigt, das zweigeteilte Laufbahnsystem 
für die Kriminalpolizei des Bundes so auszugestalten, daß die Lauf- 
bahn des gehobenen Kriminaldienstes mit dem Eingangsamt der Be- 
soldungsgrupe A 9 beginnt und bis zu dem Verzahnungsamt der 
Besoldungsgruppe A 13 reicht. Das Eingangsamt für den höheren 
Kriminaldienst wird dann die Besoldungsgruppe A 13 sein. Die Bun- 
desregierung wird die hierzu notwendigen gesetzlichen Änderungen 
einleiten. 

Eine solche Neugestaltung der Laufbahn verspricht — in Verbindung 
mit der geplanten weitgehenden Übertragung von Spezial- und Hilfs- 
funktionen auf Angestellte — eine Lösung der Personalprobleme des 
Bundeskriminalamtes. 


3. Zulagen 

Die Bundesregierung strebt an, die Zulagen beim Bundeskriminalamt 
auf 'das Niveau der Zulagen anzuheben, die bei den anderen Sicher- 
heitsbehörden des Bundes bereits jetzt gezahlt werden. Von der Ge- 
währung dieser Zulagen, die der besonderen Aufgabenstellung des 
Bundeskriminalamtes gerecht werden, verspricht sich die Bundes- 
regierung zugleich die schnelle Gewinnung derjenigen Angestellten, 
die notwendig sind, wenn, wie beabsichtigt, die Ermittlungsbeamten 
des Bundeskriminalamtes in Zukunft ausschließlich für die ihrer Aus- 
bildung entsprechenden Tätigkeiten eingesetzt werden sollen. 

Die Bundesregierung prüft im übrigen zur Zeit, ob durch den erneu- 
ten vorübergehenden Einsatz von Beamten des Bundesgrenzschutzes 
für Hilfstätigkeiten im Bundeskriminalamt schon jetzt eine Freistel- 
lung von Ermittlungsbeamten für ihre eigentliche Tätigkeit ermöglicht 
werden kann, bevor die Maßnahmen für die zusätzliche Gewinnung 
von Angestellten in vollem Umfange wirksam werden. 


4. Uberstundenregelung und Besoldungsmaßnahmen 

Infolge der schlechten Personalsituation müssen die Beamten im Kri- 
minaldienst in erheblichem Umfange Überstunden ableisten. Um die- 
ser besonderen Situation Rechnung zu tragen, beabsichtigt die Bun- 
desregierung, initiativ zu werden. Es ist vorgesehen, eine für Bund 
und Länder möglichst einheitliche Regelung zu treffen. 

Die Abstimmung einer diesem Grundsatz entsprechenden gesetz- 
lichen Regelung zwischen den Bundesressorts und iiiit den Bundes- 
ländern läuft zur Zeit. 

Eine wirksame Behebung der Personalprobleme beim Bundeskrimi- 
nalamt und bei den Polizeien der Länder wird nur möglich sein, wenn 
es gelingt, den Dienst bei der Polizei in seiner gesellschaftlichen Stel- 
lung, in der Ausbildung und in der Besoldung so zu gestalten, daß 
seine Attraktivität wesentlich erhöht wird. 

Die Bundesregierung beabsichtigt, einen ersten Schritt 1971 zu tun. 


5. Aus- und Weiterbildung 

Zur Verbesserung der Aufklärungsergebnisse sind Aus- und Fort- 
bildungseinrichtungen gezielt zu fördern. Für die Polizeiakademie in 
Hiltrup werden deshalb zur Zeit neue Ausbildungspläne erarbeitet. 
Für das Bundeskriminalamt werden neue Ausbildungspläne nach der 
Neufassung des Laufbahnrechts erstellt und mit den Länderricht- 
linien abgestimmt werden. Außerdem werden in verstärktem Maße 
Speziallehrgänge für Bundes- und Länderbeamte beim Bundeskrimi- 
nalamt durchgeführt. 


Laufbahnverbesserung 


Anhebung 
von Zulagen 


Gesetzesänderung 
zur Bezahlung 
von Überstunden 


Verbesserung 
der Aus- und 
Weiterbildung 
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zusätzliche 

Wohnungen 


Verbesserung der 
Arbeitsbedingungen 


Überbrückungs- 

maßnahmen 


Neubau 

Kriminaltechnik 


Neubau 

Datenverarbeitung 


Neubau 

Sicherungsgruppe 


Erweiterungsbau 


v. 


6. Wohnungsfürsorge 

Der Bundesminister für Städtebau und Wohnungswesen hat auf Bitte 
des Bundesministers des Innern der Sicherungsgruppe im Rahmen der 
Wohnungs für sorge zusätzliche Wohnungen zur Verfügung gestellt. 
Von diesen Wohnungen sind bereits 31 den Bediensteten zugeteilt 
worden. 

Darüber hinaus erhält das Bundeskriminal amt in Wiesbaden aus dem 
Haushalt 1970 für die zusätzliche Schaffung von Wohnungen 2,5 Mil- 
lionen DM. 


III. Unterbringungsmaßnahmen 

Ein Teil der Bediensteten des Bundeskriminalamtes arbeitet noch in 
Räumen, die Mindestanforderungen nicht genügen. Auch die Unter- 
bringung hochqualifizierten technischen Geräts ist aus Raummangel 
erschwert. 


1. Bereitstellung neuer Räume ohne Neubauten 

Der Raumfehlbedarf des Bundeskriminalamtes in Wiesbaden wird 
durch ein bundeseigenes Gebäude mit ca. 30 Arbeitsplätzen, das Ende 
des Jahres bezogen wird, und durch ein ab 1. April 1971 angemietetes 
Bürogebäude mit ca. 100 Arbeitsplätzen vorläufig vermindert. 

Auch die Raumnot bei der Sicherungsgruppe ist inzwischen durch die 
Zuweisung von 26 Diensträumen ab 1. September 1970 und weiteren 
31 Diensträumen ab Januar/Februar 1971 bis zur Fertigstellung von 
Neubauvorhaben gemildert worden. 


2. Neubaumaßnahmen 

Die folgenden Maßnahmen sind eingeleitet: 

a) Neubau für die Gruppe Kriminaltechnik des Bundeskriminalamtes 
in Wiesbaden: 

die Planung ist abgeschlossen; Beginn der Bauarbeiten noch in 
diesem Jahr, voraussichtliche Fertigstellung des Neubaus Ende 
1972. 

b) Neubau für die Datenverarbeitung und die technischen Dienste des 
Bundeskriminalamtes: 

der Planungsauftrag ist erteilt; die Terminplanung sieht vor, daß 
mit den Bauarbeiten im Frühjahr 1971 begonnen und der Neubau 
Oktober 1972 fertiggestellt wird. 

c) Neubau für die Abteilung Sicherungsgruppe des Bundeskriminal- 
amtes in Bonn: 

der Planungsauftrag ist erteilt; die Planungsarbeiten werden vor- 
aussichtlich im Frühjahr/Sommer 1971 abgeschlossen sein, wenn 
der noch erforderliche Grunderwerb bis zu diesem Zeitpunkt durch- 
geführt ist. 

d) Erweiterungsbau für Fachabteilungen des Bundeskriminalamtes in 
Wiesbaden: 

der Raumbedarfsplan ist erstellt; Baubeginn 1972 möglich, sofern 
dann die erforderlichen Haushaltsmittel bereitstehen. 
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IV. Organisatorische Maßnahmen 

1. Aufbau der kriminalpolizeilichen Ermittlungsgruppe beim Bundes- 
kriminalamt 

Für die Durchführung kriminalpolizeilicher Ermittlungsauf träge muß- 
ten bisher Kriminalbeamte aus verschiedenen Abteilungen des Bun- 
deskriminalamtes zusammengezogen werden, da eine eigene Ermitt- 
lungsgruppe zur Bekämpfung der allgemeinen Kriminalität nicht 
bestand. Der Bundesminister des Innern hat deshalb das Amt ange- 
wiesen, sofort mit dem Aufbau einer kriminalpolizeilichen Ermitt- 
lungsgruppe zu beginnen und ihn binnen zwei Jahren abzuschließen. 

Im Laufe dieses Jahres hat der Bundesminister des Innern in stärkerem 
Umfang von der Möglichkeit der Anordnung gemäß § 4 Abs. 2 b des 
Gesetzes über die Einrichtung eines Bundeskriminalpolizeiamtes 
(BKA-Gesetz) Gebrauch gemacht und das Bundeskriminalamt mit der 
Wahrnehmung bestimmter polizeilicher Ermittlungsaufgaben, insbe- 
sondere in der Wirtschaftskriminalität, bei Serieneinbrüchen mit inter- 
nationalem Einschlag und bei exekutiven Fahndungen nach inter- 
national gesuchten deutschen Gewaltverbrechern beauftragt. 

Diese Fälle haben gezeigt, daß es wegen der Möglichkeit der zentralen 
Auswertung aller kriminalistischen Ansatzpunkte sinnvoll und not- 
wendig ist, wenn das Bundeskriminalamt neben seiner Zuweisungs- 
kompetenz nach § 4 b BKA-Gesetz bestimmte Verfahrenskomplexe — 
vorwiegend gegen internationale Täter — selbst übernimmt. 

Der Bundesregierung ist nicht daran gelegen, mit einer verstärkten 
Exekutivtätigkeit des Bundeskriminal amtes Teilbereiche der Ver- 
brechensbekämpfung an den Bund zu ziehen. Es geht ihr vielmehr 
darum, alle zur Verfügung stehenden Möglichkeiten zu nutzen, um 
zusammen mit den Ländern die Lücken zu schließen, die durch den 
Anstieg der schweren Kriminalität mit internationaler Ausdehnung 
entstanden sind. Die Beamten der Ermittlungsgruppe des Bundes- 
kriminalamtes sollen daher auch in erster Linie zur Unterstützung der 
kriminalpolizeilichen Ermittlungsverfahren von zentraler Bedeutung 
in den Ländern, zur Zusammenarbeit mit den Polizei- und Verfol- 
gungsbehörden des Auslandes bei der Bekämpfung internationaler 
Straftäter und zu besonderen Observationsaufgaben gegen internatio- 
nale Berufsverbrecher (ähnlich der „Anti-Gang-Brigade" in Frankreich) 
eingesetzt werden. Die Schwerpunkte dieser Exekutivtätigkeit des 
Bundeskriminalamtes richten sich nach der Kriminalitätsentwicklung. 
Jedenfalls wird der personelle Ausbau gewährleisten, daß Ermitt- 
lungsverfahren nicht nur wegen Eigentums-, Wirtschafts- und be- 
stimmter Gewaltdelikte, sondern auch gegen internationale Rausch - 
gifthändler in verstärktem Umfang vom Bundeskriminal amt unter- 
stützt werden. Die Zahl der hierfür einzusetzenden Beamten wird dem 
Arbeitsanfall so angepaßt sein, daß die Ermittlungstätigkeit nicht 
unter Arbeitsüberlastung leidet. Der Aufbau der Gruppe wird in ca. 
zwei Jahren abgeschlossen sein. 

2. Ausbau der Sicherungsgruppe 

a) Am 24. November 1969 wurde bei der Sicherungsgruppe eine zen- 
trale Stelle zur Erfassung und Auswertung aller Nachrichten über 
politisch motivierte Verbrechen und Vergehen von Ausländern 
eingerichtet. Diese Stelle erarbeitet ein aktuelles Lagebild und hält 
Informationen zur Unterstützung örtlicher Polizeidienststellen 
bereit. 

b) 1970 sind der Sicherungsgruppe als der zuständigen Abteilung des 
Bundeskriminalamtes in vermehrtem Umfang Ermittlungsaufträge 
zur Aufklärung politisch motivierter Gewaltdelikte von Auslän- 
dem erteilt worden. So bearbeitet die Sicherungs gruppe derzeit 
eine Reihe von Attentaten u, a. gegen den Flugverkehr und unter- 
stützt in diesen Fällen die Exekutivtätigkeit der Länder. 
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Auf Weisung des Bundesministers des Innern sind zusätzlich 
30 Sicherungsbeamte ausgewählt, ausgebildet und vorbereitet für 
den Schutz gefährdeter deutscher Diplomaten im Ausland. Sie 
werden dem Auswärtigen Amt auf Anforderung für besonders 
gefährdete Auslandsposten zur Verfügung gestellt. 

Es ist vorgesehen, die Sicherungsgruppe auch in Zukunft insbeson- 
dere in den Fällen der Verbrechensbekämpfung verstärkt einzu- 
setzen, die Kenntnisse und Erfahrungen ihrer Spezialbeamten 
fordern und überregionale Bedeutung haben. Das gilt vor allem 
für politisch motivierte Schwerkriminalität von Ausländern. 

c) Dieser Plan fordert eine erhebliche personelle Verstärkung der 
Sicherungsgruppe, deren Personalstand im laufenden Jahr bereits 
um 5 % erhöht wurde. 

Von den insgesamt im Rahmen eines Fünf jahresplanes vorgesehe- 
nen Stellenvermehrungen entfallen auf die Abteilung Sicherungs- 
gruppe für 1971 46 Planstellen für Beamte sowie vier Stellen für 
Angestellte und Arbeiter, für 1972 30 Planstellen für Beamte 
sowie fünf Stellen für Angestellte und Arbeiter, für 1973 25 Plan- 
stellen für Beamte und drei Stellen für Angestellte sowie für 1974 
22 Planstellen für Beamte und drei Stellen für Angestellte. 

d) Im Bereich der Spionagebekämpfung ist bei der Sicherungsgruppe 
die Umorganisation mit dem Ziel, Ermittlungs- und Auswertungs- 
tätigkeit in einer Arbeitseinheit zusammenzufassen, zügig voran- 
getrieben worden. 


3. Verbesserung der Kriminaltechnik 

Gutachten für Gerichtsverfahren im Bereich der Kriminaltechnik 
werden zur Zeit vom Bundeskriminalamt, von einigen Landeskriminal- 
ämtern und von anderen Instituten erstattet. Hierfür ist im Bundes- 
kriminalamt die Gruppe Kriminaltechnik verantwortlich. Diese befaßt 
sich im Auftrag von Strafverfolgungsbehörden mit der Untersuchung 
von Tatspuren nach naturwissenschaftlichen Erkenntnissen^ und 
Methoden. Mit der zunehmenden Bedeutung kriminaltechnischer 
Untersuchungen für die gerichtliche Beweisführung ist die Zahl der 
Gutachtensaufträge stark angestiegen. Darüber hinaus ist es not- 
wendig, die zur Zeit nur im begrenzten Umfang bestehende Arbeits- 
teilung zwischen Bundeskriminalamt, Landeskriminalämtern und 
anderen Instituten nach sachlichen Gesichtspunkten stärker als bisher 
zu koordinieren. 

Der Bundesminister des Innern hat deshalb das Bundeskriminalamt 
angewiesen, durch Vereinbarungen mit den Landeskriminalämtern 
einen sinnvollen Verbund für den Bereich der kriminaltechnischen 
Untersuchungen zu erreichen. Damit soll sichergestellt werden, daß 
spezialisierte Wissenschaftler, gleichgültig an welcher Stelle sie tätig 
sind, den jeweils neuesten Erfahrungs- und Erkenntnisstand für ihre 
Untersuchungen zu gerichtlichen Beweisführungen anwenden. 


4. Intensivierung der Forschungsarbeit 

Die Erkenntnis, daß wirkungsvolle präventive und auch repressive 
Verbrechensbekämpfung kriminalistisch-kriminologisches Wissen um 
die Kriminalität und ihre jeweiligen Erscheinungsformen verlangt, 
hat bisher nicht genügenden Niederschlag in der Arbeit des Bundes- 
kriminalamtes gefunden. Auf dem Gebiet der kriminalpolizeilichen 
Forschung ist das Kriminalistische Institut bisher über Ansatzpunkte 
(jährliche Arbeitstagungen, Vortrags- und Schriftenreihen, einzelne 
kriminologisch-kriminalistische Untersuchungen mit teilweise krimi- 
nalpolitischer Zielsetzung) nicht hinaus gelangt. 
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a) Die Bundesregierung sieht einen wichtigen Teil ihres Sofort- 
programms darin, das Kriminalistische Institut des Bundeskriminal- 
amtes zu einer arbeitsfähigen zentralen Steile für praxisbezogene 
kriminalpolizeiliche Forschung auszubauen. 

Das Institut wird sich mit folgenden Forschungsaufgaben befassen: 

— Verbrechensbegehung, besonders in Schwerpunktbereichen 
(Erfassung und Analyse der Kriminalität einschließlich der 
Verbrechenstechnik — modus operandi — ), 

— - präventive und repressive polizeiliche Verbrechensbekämp- 
fung, insbesondere in den Bereichen 

des taktischen Vorgehens unter Berücksichtigung der recht- 
lichen, personellen und psychologischen Verhältnisse, 

der Kriminaltechnik (naturwissenschaftliche Kriminalistik) 
— ohne Gerichtsmedizin — , 

der Organisation und der Ausrüstung sowie der Hilfsmittel 
für die kriminalpolizeiliche Arbeit. 

Das Institut wird ferner an der Untersuchung der Frage mit- 
wirken, ob bestehende polizeiliche Institutionen zur Verbrechens- 
bekämpfung, etwa im Bereich der Fahndung oder des Kriminal- 
polizeilichen Meldedienstes, noch wirkungsvoll und zeitgemäß 
sind. 

Darüber hinaus wird die Bundesregierung folgende Forschungs- 
aufträge an wissenschaftliche Institutionen vergeben: 

— Entwicklung eines automatischen Systems zur Identifizierung 
und Klassifizierung daktyloskopischer Abdrücke und Spuren, 

— Untersuchung der Beschaffungskriminalität von Rauschmittel- 
süchtigen, 

— Erforschung bestimmter Erscheinungsformen von Gesellschafts- 
kriminalität. 

b) Im Kriminalistischen Institut arbeiten bisher nur zwei Beamte des 
leitenden Dienstes und zwei Hilfskräfte. Der Haushalt 1970/71 
sieht sechs Stellen für wissenschaftlich vorgebildete Kriminalisten, 
Soziologen, Juristen und Kriminologen und weitere zehn Stellen 
für Hilfskräfte vor. 

c) Auf allen Gebieten der Forschung wird das Kriminalistische 
Institut des Bundeskriminalamtes den notwendigen engen Kontakt 
zu Einrichtungen mit ähnlichen Zielen im In- und Ausland halten. 
Dies gilt insbesondere für die Zusammenarbeit mit dem Polizei- 
institut Hiltrup, das zu einer Polizeiführungsakademie mit eigenen 
Forschungsaufgaben ausgebaut wird. Diese Zusammenarbeit soll 
gewährleisten, daß die Forschungsvorhaben sich einerseits nicht 
überschneiden, andererseits aber den gesamten polizeilichen Be- 
reich umfassen. Dem Bundeskriminalamt wird dabei in erster 
Linie die Forschung auf allen kriminalistischen Fachgebieten ob- 
liegen, während die Polizeiführungsakademie Hiltrup ihre For- 
schungstätigkeit auf die übrigen polizeilichen Bereiche erstrecken 
soll, z. B. auf allgemeine polizeiliche Fragen, auf Angelegenheiten 
der Schutzpolizei und auf Fragen der Technik. 


5. Öffentlichkeitsarbeit 

Eine der wesentlichen Voraussetzungen für erfolgversprechende 
präventive und repressive Verbrechensbekämpfung ist eine wirkungs- 
volle Öffentlichkeitsarbeit. 

Das Bundeskriminalamt wird zwei Journalisten als fachkundige Mit- 
arbeiter zur Unterstützung der bisher ausschließlich von Kriminalisten 
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geleisteten Öffentlichkeitsarbeit einstellen. Seit drei Monaten laufen 
die Vorarbeiten für eine 1 3 teilige Fernsehserie, welche u. a. das Ziel 
hat, die Arbeit der Kriminalpolizei fachlich objektiv darzustellen, 
ebenso die Sozialgefährlichkeit des Rechtsbrechers sowie fehlerhaftes 
Opferverhalten. 

Ferner ist das Bundeskriminalamt an der werbewirksamen Gestaltung 
und Veröffentlichung des kriminalpolizeilichen Vorbeugungspro- 
gramms beteiligt und wirkt in Fahndungsserien in Presse und Fern- 
sehen mit. 


V. Verbesserung der Verbrechensbekämpfung 
bei besonderen Deliktsgruppen 


1. Bekämpfung der Rauschgiftkriminalität 


Bildung einer Die Bundesregierung verfolgt mit besonderer Aufmerksamkeit die 
Aufklärungs- Entwicklung der Rauschgiftkriminalität. Sie hat eine Reihe von Maß- 
kommission nahmen sowohl zur Information der Bevölkerung über die Gefahren 
des Rauschmittelgenusses als auch zur wirksameren Bekämpfung des 
illegalen Rauschgifthandels getroffen. Beim Bundesminister für 
Jugend, Familie und Gesundheit wurde eine Kommission zur Auf- 
klärung der Jugend gebildet, der Experten aus dem Bereich der 
Jugendhilfe, der Jugendpsychiatrie und Schulpsychologie, der Erzie- 
hungsberatung sowie des Bundeskriminalamtes angehören. 


Internationale Zur besseren Bekämpfung der internationalen Rauschgiftkriminalität 
Zusammenarbeit unterhält das Bundeskriminalamt neben seiner Zusammenarbeit mit 
den Dienststellen von Interpol Kontakte mit den Polizeibehörden 
derjenigen Staaten, die als Herkunfts- oder Transitländer für das in 
die Bundesrepublik illegal eingeführte Rauschgift bekannt sind. 
Besondere Vereinbarungen wurden u. a. mit den türkischen Behörden 
getroffen. Der Leiter des zentralen Rauschgiftdezernates in Istanbul 
hat sich auf Einladung der Bundesregierung über die Probleme der 
Rauschgiftbekämpfung in Deutschland infoimiert. Ein Beamter des 
Bundeskriminalamtes wurde zur Intensivierung der Zusammenarbeit 
mit der türkischen Polizei nach Istanbul entsandt. Das Auswärtige 
Amt wird im Auftrag der Bundesregierung ebenfalls Gespräche mit 
den Erzeugerländern für Rauschgifte führen, um Maßnahmen zur 
Beschränkung des Anbaues und zur Verhinderung der illegalen Aus- 
fuhr zu erreichen. 


Fachtagung Beim Bundeskriminalamt fand vom 14. bis 18. September 1970 eine 
Rauschgift Arbeitstagung für Rauschgiftsachbearbeiter aus allen Bundesländern 
statt. Fachleute des In- und Auslandes tauschten ihre Erfahrungen 
aus und vermittelten neue Erkenntnisse über Entwicklung und 
Bekämpfung der Rauschgiftkriminalität. 

Interpoltagung Ferner hat der Präsident des Bundeskriminalamtes in seiner Eigen- 
schaft als Präsident der IKPO-Interpol Spezialisten aller der IKPO 
angeschlossenen Länder für die Zeit vom 14. bis 16. Oktober 1970 
zu einem Kolloquium über Fragen der Bekämpfung des illegalen 
Rauschgifthandels zum Generalsekretariat der Interpol nach Paris 
einberufen. An der Arbeitsbesprechung nahmen 123 Fachleute aus 
58 Staaten teil. Die Bundesrepublik Deutschland war vertreten durch 
Angehörige des Bundesministeriums für Jugend, Familie und Gesund- 
heit, des Bundesministeriums des Innern und des Bundeskriminal- 
amtes. Die Teilnehmer haben Maßnahmen zur Verbesserung der 
nationalen und internationalen Einrichtungen und Methoden der 
Bekämpfung des illegalen Rauschgifthandels besprochen und Verein- 
barungen getroffen, u. a. für die Bereiche 

— illegaler Transport von Rauschgift und Überwachung verdächtiger 
Personen, 

— Durchsuchung von Personen und Örtlichkeiten, 
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— Spezialgeräte für polizeiliche Ermittlungen, 

— Erfordernisse der gerichtlichen Beweisführung, 

— Besondere Probleme in den Anbaugebieten, 

— Ausbildung von Spezialbeamten, 

— Zusammenarbeit mit den Kommunikationsmitteln. 


2. Ausländerkriminalität 

Der Bundesminister des Innern hat eine Reihe von Maßnahmen 
getroffen oder eingeleitet, die dazu dienen, Straftaten politisch extre- 
mer Ausländergruppen in der Bundesrepublik mit wirksameren 
präventiven und repressiven Mitteln zu bekämpfen. Dazu gehören 
neben der bereits erwähnten Aufgabenerweiterung der Sicherungs- 
gruppe des Bundeskriminalamtes u. a. folgende Maßnahmen: 

— Am 24. November 1969 hat der Bundesminister des Innern das 
Bundesamt für Verfassungsschutz beauftragt, verstärkt Nach- 
richten über solche Ausländergruppen zu sammeln, von denen 
erfahrungsgemäß aus politischen Gründen Gewalttaten vorbereitet 
oder begangen werden. Auf seine Weisung errichtete das Bundes- 
amt für Verfassungsschutz eine besondere Referatsgruppe „Aus- 
länderüberwachung " . 

— Zur Verbesserung der Beobachtung terroristischer Ausländer- 
organisationen hat die Bundesregierung am 6. Mai 1970 die 
Novelle zur Änderung des Gesetzes über die Zusammenarbeit des 
Bundes und der Länder in Angelegeheiten des Verfassungsschutzes 
beschlossen (Drucksache VI/1179). Diese klarstellende Erweiterung 
der gesetzlichen Zuständigkeit der Verfassungsschutzbehörden 
bildet eine wesentliche Voraussetzung dafür, um in enger Zu- 
sammenarbeit der Verfassungsschutzbehörden des Bundes und 
der Länder drohende Gewalttaten von Ausländern rechtzeitig 
erkennen und verhindern zu können. 

— Am 19. Februar 1970 hat der Bundesminister des Innern angeord- 
net, daß beim Ausländerzentralregister des Bundesverwaltungs- 
amtes eine neue Datenverarbeitungsanlage eingerichtet wird, die 
Auskünfte über hier lebende Ausländer zu jeder Tages- und 
Nachtzeit bereithält; es ist vorgesehen, daß die neue Anlage im 
Frühsommer 1971 installiert wird. 

— Am 27. April 1970 hat der Bundesminister des Innern den Innen- 
ministern und Innensenatoren der Länder Vorschläge zur Ver- 
besserung der Bekämpfung terroristischer Ausländerorganisa- 
tionen durch die Polizei unterbreitet. Sie sehen u. a. die Einrich- 
tung eines besonderen kriminalpolizeilichen Meldedienstes in 
diesem Bereich sowie die Einrichtung besonderer Organisations- 
einheiten bei den Zentralstellen der Länder zur Bekämpfung der 
Ausländerkriminalität vor. 
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3. Maßnahmen zur Sicherung des Luftverkehrs 

Neben und in Ergänzung der Sicherungsmaßnahmen, die für den 
Luftverkehr von den Ländern auf Weisung des Bundesministers für 
Verkehr veranlaßt sind, hat die Bundesregierung folgende Einzel- 
maßnahmen ergriffen: In der vom Bundesminister des Innern am 
24./25. Februar 1970 nach Anschlägen auf den Luftverkehr einberu- 
fenen Sonderkonferenz der Innenminister und Innensenatoren der 
Länder wurden unter Beteiligung der Verkehrsministerien des Bundes 
und der Länder Maßnahmen zur Sicherung des Luftverkehrs gegen 
terroristische Anschläge beschlossen. Diese haben Eingang in den 
Sicherheitsrahmenplan des Bundesministers für Verkehr gefunden. 

Um sicherzustellen, daß die im Zusammenhang mit Anschlägen auf 
den Luftverkehr erforderlich werdenden kriminalpolizeilichen Ermitt- 
lungen sofort von einer zentralen Kriminalpolizeistelle eingeleitet 
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und durchgeführt werden können, ist aut Weisung des Bundesmini- 
sters des Innern bei der Sicherungsgruppe des Bundeskriminalamtes 
eine in ständiger Dienstbereitschaft stehende Einsatzkommission 
gebildet worden. 

Durch organisatorische Maßnahmen ist gewährleistet, daß mit Hilfe 
eines beim Bundesminister des Innern gebildeten Einsatzstabes und 
eines ständig besetzten Lagezentrums die nötigen Entscheidungen 
über Sicherheitsmaßnahmen jederzeit, sofort und von der zuständigen 
Stelle getroffen werden können. 

Seit dem 24. Februar 1970 sind auf Weisung des Bundesministers des 
Innern auf den internationalen Flughäfen der Bundesrepublik Beamte 
des Bundesgrenzschutzes zu Sicherheitszwecken eingesetzt, soweit die 
Länder ein entsprechendes Ersuchen gestellt haben. Z. Z. sind täglich 
rund 150 Polizeivollzugsbeamte der Grenzschutztruppe für Siche- 
rungsaufgaben auf den Verkehrsflughäfen Frankfurt/Main, Hamburg- 
Fuhlsbüttel, Hannover-Langenhagen und Bremen eingesetzt. 

Die Kräfte der Grenzschutztruppe sichern auf den genannten Flug- 
häfen Flugzeuge, Flugzeugabstellplätze und sonstige Einrichtungen; 
außerdem sind sie zum Schutz der Flugreisenden eingesetzt. 


4. Schutz gefährdeter Personen 

Beim Bundesminister des Innern ist ein Einsatzstab gebildet worden, 
der die Aufgabe hat, gemeinsam mit den Ländern und anderen 
jeweils zuständigen Stellen des In- und Auslandes sowohl vorbeu- 
gende als auch repressive Maßnahmen gegen Versuche von Terro- 
risten zur Entführung von Personen in der Bundesrepublik Deutsch- 
land zu treffen. 


VI. Verbesserung der technischen Möglichkeiten 
der Verbrechensbekämpfung 

1. Einsatz der automatischen Datenverarbeitung 

a) Bis zum Jahresende 1972 wird das Bundeskriminalamt über eine 
eigene Datenverarbeitungsanlage verfügen. Derzeit steht dem 
Bundeskriminalamt eine Anlage des Statistischen Bundesamtes 
zur Verfügung. Uber die Inanspruchnahme der Datenverarbei- 
tungsanlagen des Statistischen Bundesamtes hinaus werden im 
Wege der Dienstleistung für einzelne Vorhaben des zentralen 
kriminalpolizeilichen Informations- und Auskunftssystems Daten- 
verarbeitungsanlagen in Anspruch genommen. Darüber hinaus 
sind bereits jetzt zur Datenerfassung Kleinrechenanlagen ein- 
gesetzt. 

b) Die beim Bundeskriminalamt bestehende Arbeitsgruppe „Auto- 
matische Datenverarbeitung“ setzt sich zusammen aus technisch- 
wissenschaftlichen Spezialisten und Beamten des Kriminaldienstes. 
Die Arbeitsgruppe hat zusammen mit Experten der Länder die 
ersten Vorhaben ihres Mehrstufenplans für ein „Allgemeines 
kriminalpolizeiliches Informations- und Auskunftssystem" in An- 
griff genommen. Wegen des besonders hohen Datenbestandes des 
Bundeskriminalamtes in allen Karteien und Sammlungen sind 
diese Arbeiten sehr personalaufwendig und zeitraubend. 

Aus diesem Grunde hat der Bundesminister des Innern sieben 
Beamte des Bundesgrenzschutzes für die Dauer von sechs Monaten 
zum Bundeskriminalamt abgeordnet. Diese Beamten haben zu- 
sammen mit neun ständig tätigen Kriminalbeamten und acht Ange- 
stellten die Datenbereinigung für die automatische Herstellung der 
Fahndungsbücher „Festnahmen“ und „Aufenthaltsermittlungen 1 ' 
durchgeführt. Der Gesamtbestand an Ausschreibungen ist inzwi- 
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sehen weitgehend bereinigt, aulbereitet und auf Magnetbänder 
übernommen. 

Nach Abschluß der Erfassungsarbeiten und nach Fertigstellung 
der ersten Programmversion wird den Landeskriminalämtern mit 
eigener Anlage voraussichtlich ab dem 1. Halbjahr 1971 ein stets 
aktueller Fahndungsbestand übermittelt werden können. Ein täg- 
licher Änderungsdienst ergänzt den Fahndungsbestand insbeson- 
dere auch um alle Eilfahndungen. Sobald die Anlagen der Länder 
technisch die Direktabfrage erlauben, werden die manuellen 
Fahndungskarteien abgelöst. Durch maschinellen Vergleich der 
Fahndungsdaten mit maschinengerecht erfaßten Einwohnerdaten 
wird der gesuchte Rechtsbrecher schneller als bisher ermittelt 
werden können. 

Auch die Arbeiten zur automatischen Speicherung der Daten der 
Zentralkartei „Personenauskunft" des Bundeskriminalamtes, die 
mit Alias- und Geburtsnamen einen Bestand von 2,5 Millionen 
Namen hat, laufen seit Beginn dieses Jahres. Zur schnelleren 
Aufbereitung dieser Kartei für die Eingabe in die Anlage — sie 
wird der Kernbestandteil eines maschinellen Systems zur Per- 
sonenauskunft sein — waren vom 19. Mai bis 27. August 1970 
50 Beamte des Bundesgrenzschutzes zum Bundeskriminalamt 
abgeordnet. 

Eine Arbeitsgruppe des Bundes und der Länder hat ein neues 
Klassifizierungssystem für Fingerabdrücke und Tatortfingerspuren 
entwickelt. Dieses System wird in einem Versuchsprogramm, das 
vom 1. Juni 1970 bis zum 28. Februar 1971 beim Erkennungsdienst 
des Bundeskriminalamtes läuft, maschinell erprobt. Elf Beamte der 
Länder, sieben Beamte des Bundeskriminalamtes und drei Pro- 
grammierer geben mit Hilfe von 16 Erfassungsgeräten die neu 
entwickelten Formeln in die Datenverarbeitungsanlage. Dadurch 
soll die Täteridentifizierung durch maschinellen Vergleich der Tat- 
ortfingerspuren mit dem Gesamtbestand der Fingerabdrücke sowie 
eine schnellere Personenidentifizierung erreicht werden. Dieses 
System soll die bestehenden fünf unterschiedlichen Klassifizie- 
rungssysteme ablösen. 

c) Der Bundesminister des Innern hat am 16. Dezember 1969 das 
Bundeskriminalamt und das Bundesamt für Verfassungsschutz 
angewiesen, die Erfahrungen auf dem Gebiete der Datenverarbei- 
tung auszutauschen und die gemeinsamen Informationsbedürf- 
nisse, soweit rechtlich zulässig, bei der Entwicklung von Pro- 
grammen zu berücksichtigen. Er hat ferner sichergestellt, daß das 
Bundeskriminalamt einen jederzeitigen schnellen Zugriff zu den 
im Ausländerzentralregister des Bundesverwaltungsamts gespei- 
cherten Daten erhält. Auch dem Grenzschutzeinzeldienst wird für 
Zwecke der Grenzfahndung die Möglichkeit der schnellen Abfrage 
eingeräumt werden. 

Mit dem Bundesminister für Verkehr wird z. Z. die Frage unter- 
sucht, ob eine Erweiterung der beim Kraftfahrtbundesamt gespei- 
cherten Informationen und Abfragemöglichkeiten erreicht werden 
kann. Die bisherige gute Zusammenarbeit der Polizei mit dem 
Kraftfahrbundesamt soll für den Auf- und Ausbau eines stets 
aktuellen zentralen Fahndungssystems noch enger gestaltet 
werden. 

Die vom Arbeitskreis II „öffentliche Sicherheit und Ordnung" der 
Arbeitsgemeinschaft der Innenminister der Länder eingesetzte 
Kommission „Elektronische Datenverarbeitung" und deren Unter- 
kommission „Zielplanung", die aus Kriminalisten des Bundes und 
der Länder besteht, werden gewährleisten, daß die Entwicklung 
der Datenverarbeitungssysteme bei Bund und Ländern parallel 
läuft, um die Möglichkeiten eines späteren Datenverbundes zu 
sichern. 


Zentralkartei 

„Personenauskunft“ 


Neues 
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system 

für Fingerabdrücke 
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Ausbau des 
Bildübertragungs- 
netzes 


Umstellung auf 
Funkfernschreibnetz 


2. Bildübertragung 

Mit Schreiben vom 9. Dezember 1969 hat der Bundesminister des 
Innern den Ländern seine Hilfe für den schnelleren Ausbau des Bild- 
übertragungsnetzes im gesamten Bundesgebiet angeboten. Die erste 
Leitung war schon am 6. Januar 1969 zwischen dem Bundeskriminal- 
amt und dem Landeskriminalamt Nordrhein-Westfalen geschaltet. 
Von April 1970 bis heute haben sich die übrigen Bundesländer mit 
Ausnahme Berlins dem Bildübertragungsnetz angeschlossen. 

Damit ist die obere Ebene des Bildübertragungsnetzes zwischen dem 
Bundeskriminalamt und den Landeskriminalämtern bis auf den infolge 
technischer Schwierigkeiten verzögerten Anschluß Berlins vollstän- 
dig. Die Anwendung des Bildübertragungsnetzes, das sich für die 
Sofortübermittlung von Lichtbildern, Berichten, Urkunden, Finger- 
abdrücken und anderen Beweismitteln eignet, verbessert und be- 
schleunigt die Ermittlungsarbeiten wesentlich. Die Bundesländer be- 
mühen sich zur Zeit, die untere Netzebene zwischen den Polizei- 
dienststellen ihrer Bereiche zu vervollständigen. 

Die Bundesregierung hält den schnellen Aufbau eines internatio- 
nalen, mindestens aber europäischen Bildübertragungsnetzes für un- 
bedingt erforderlich. Sie wird deshalb unverzüglich ihren europäischen 
Nachbarstaaten dafür Vorschläge unterbreiten. 

3. Polizeifunknetz 

Das bisher bestehende Tastfunknetz wird zur Beschleunigung der 
Nachrichtenübermittlung auf ein Funkfernschreibnetz umgestellt. Die 
Umstellung ist so weit fortgeschritten, daß auf der oberen Netzebene, 
d. h. zwischen Bund und Ländern bereits jetzt in der Zeit von 9 bis 
20 Uhr die Übermittlung kriminalpolizeilicher Informationen auf dem 
Funkfernschreibweg erfolgen kann. Die Umstellungsarbeiten werden 
beschleunigt vorangetrieben. Auch auf internationaler Ebene wird 
der Tastfunkbetrieb mit einigen europäischen Ländern auf Funkfern- 
schreibbetrieb umgestellt. 

4. Polizeifernschreibnetz 

Das in der oberen Netzebene zwischen Bund und Ländern bestehende 
polizeieigene Fernschreibnetz wird auch in der unteren Netzebene, 
d. h. innerhalb der Länder und bei nachgeordneten Stellen den Be- 
dürfnissen entsprechend laufend erweitert. 


VII. Kommission zur Reform der Arbeit 
des Bundeskriminalamtes 

Der Bundesminister des Innern hat im April 1970 eine Kommission 
zur Reform der Arbeit des Bundeskriminalamtes eingesetzt. Dieser 
Kommission gehören neben Vertretern des Bundeskriminalamtes Po- 
lizeipräsidenten aus verschiedenen Bundesländern, höhere Kriminal- 
beamte aus Bundesländern, ein Staatsanwalt, ein Rechtsanwalt, ein 
Direktor eines Instituts für Kriminologie, ein Fachmann für Ratio- 
nalisierung und Unternehmensberatung sowie ein Journalist an. 

Mit dieser Zusammensetzung der Kommission ist beabsichtigt, so- 
wohl Kenner der polizeilichen Arbeit auf allen Ebenen als auch Ver- 
treter der Strafverfolgungsbehörden, der Anwaltschaft, der Wissen- 
schaft, der Kommunikationsmittel und der Unternehmensberatung zu 
Wort kommen zu lassen, um ein vollständiges Bild von dem Stand 
und des Mängeln der Verbrechensbekämpfung in der Bundesrepublik 
zu erlangen. Die Kommissionsmitglieder haben bisher in zwei Sitzun- 
gen des Plenums ihre Berichte vorgelegt und sind in Ausschüssen mit 
einer eingehenden Untersuchung des Ist-Zustandes befaßt. 
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VIII. Entlastung der Polizeien der Länder durch Einsatz 
des Bundesgrenzschutzes 

Der Bundesminister des Innern hat im vergangenen Jahr Polizeivoll- 
zugsbeamte der Grenzschutztruppe für Aufgaben auf polizeilichem 
Gebiet eingesetzt 

— im Rahmen der Grenzfahndung zur Verstärkung des Grenzschutz- 
einzeldienstes, 

— auf Anforderung der Länder für Sicherungsaufgaben auf Verkehrs- 
flughäfen, 

— zur zusätzlichen Sicherung weiterer deutscher Auslandsvertretun- 
gen, insbesondere in den Ländern Südamerikas und des Nahen 
Ostens. 

— Daneben sind im ersten Halbjahr 1970 Beamte des Bundesgrenz- 
schutzes zur Vorbereitung des Karteiwesens für elektronische 
Datenverarbeitung beim Bundeskriminalamt eingesetzt worden. 

Die dabei gewonnenen Erfahrungen haben gezeigt, daß der Einsatz 
des Bundesgrenzschutzes geeignet ist, zur Verbesserung der Ver- 
brechensbekämpfung beizutragen. 

Der Bundesgrenzschutz hat sich insbesondere bei dem schnell erfor- 
derlich werdenden Einsatz auf mehreren Flughäfen als ein zusätz- 
liches, schnell einsetzbares Sicherheitspotential für die Bundesrepu- 
blik Deutschland erwiesen. Sein Einsatz hat auf der einen Seite die 
notwendigen Sicherheitsmaßnahmen auf den Flughäfen garantiert, er 
hat aber zugleich vermieden, daß Polizeibeamte der Länder für die 
Erfüllung dieser Aufgaben aus ihren unmittelbaren Aufgabenberei- 
chen abgezogen werden mußten. 

Die Bundesregierung hat die Absicht, den Bundesgrenzschutz bis 1973 
auf etwa 22 600 Mann zu verstärken. Wenn dies gelingt — was nicht 
nur eine Frage der Schaffung zusätzlicher Planstellen, sondern auch 
der Personalgewinnung ist — , wird der Bundesgrenzschutz nicht nur 
seine eigenen Aufgaben besser als bisher erfüllen, sondern auch den 
Ländern auf deren Anforderung in besonderen Situationen zur Ver- 
fügung stehen können. 


IX. Zusammenarbeit mit den Ländern 


Wirkungsvolle Verbrechensbekämpfung ist nur bei enger Zusammen- 
arbeit von Bund und Ländern möglich. Mit dem Abkommen über 
die erweiterte Zuständigkeit der Polizei der Bundesländer bei der 
Strafverfolgung vom 6. November 1969 ist eine Regelung getroffen 
worden, mit der die rechtliche Möglichkeit zum Tätigwerden der 
Polizei über Landesgrenzen hinaus eröffnet wird. 

Die Bundesregierung begrüßt die Bemühungen der Länder, die auf 
eine personelle Verstärkung, eine Modernisierung der sachlichen 
Ausstattung und eine Verbesserung der Organisation der Kriminal- 
polizei gerichtet sind. Sie begrüßt ferner die gleichgearteten Be- 
mühungen bei der Schutzpolizei sowie alle Maßnahmen, die zur 
Intensivierung der Tätigkeit der Schutzpolizei auf dem Gebiete der 
Verbrechensvorbeugung eingeleitet sind. So wichtig die der Polizei 
durch Gesetz übertragene Aufgabe der Verbrechensaufklärung auch 
ist, wesentlichste und vornehmste Aufgabe der Polizei bleibt die Ver- 
brechensvorbeugung. Deshalb muß das Schwergewicht aller polizei- 
lichen Tätigkeit, soweit es irgend geht, auf die Verbrechensver- 
hütung gelegt werden. Der Einsatz der Schutzpolizei in den Ländern 
und dementsprechend schon ihre Ausbildung müssen noch mehr als 
bisher auf diese ureigene polizeiliche Aufgabe ausgerichtet werden. 
Alle Maßnahmen, die dazu beitragen können, die Schutzpolizei von 
sachfremden Aufgaben zu entlasten, finden die Unterstützung der 
Bundesregierung. 


Tätigkeit der 
Landes-Pollzel 
über Landesgrenzen 
hinaus 


Schutzpolizei und 
Verbrechens- 
bekämpfung 
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V 


Die Bundesregierung regt einen laufenden Erfahrungsaustausch mit 
den Ländern zur Überwachung der Kriminalitätsentwicklung und zur 
Koordinierung gemeinsamer Sofortmaßnahmen in den Bereichen an, 
die besondere Gefahren für die öffentliche Sicherheit und Ordnung 
erkennen lassen. In diesem Zusammenhang hält die Bundesregierung 
eine funktionsgerechte Organisationsstruktur der gesamten Polizei 
für erforderlich. Sie hat deshalb der Konferenz der Innenminister der 
Länder einen entsprechenden Vorschlag unterbreitet. Nach Auffassung 
der Bundesregierung sollte folgenden Gesichtspunkten Rechnung ge- 
tragen werden: 

1. Die Zuständigkeitsgrenzen der örtlichenKriminaldienststellen müs- 
sen nach kriminalgeographischen Gesichtspunkten festgelegt wer- 
den. 

2. Die Zuständigkeitsbereiche müssen einerseits noch überschaubar, 
andererseits jedoch mindestens einen Bereich umfassen, in dem 
sich der sogenannte örtliche Täter normalerweise bewegt und 
straffällig wird. 

3. Für bestimmte Straftaten müssen überregionale Stellen mit über- 
greifender Zuständigkeit vorhanden sein. 

4. In Zentralstellen müssen kriminalpolizeiliche Informationen ge- 
sammelt und ausgewertet werden. Diese Zentralstellen müssen 
gleichzeitig die Befugnis haben, auf Grund ihrer Erkenntnisse den 
Einsatz örtlicher Stellen zu steuern. 

5. Es muß sichergestellt sein, daß Ermittlungshandlungen von Be- 
amten einer Behörde auch außerhalb des örtlichen Zuständigkeits- 
bereiches möglich sind, wenn im Einzelfall einheitliche Ermittlun- 
gen erforderlich sind. 


X. Zusammenarbeit mit dem Ausland 

Der engen Zusammenarbeit mit der Internationalen Kriminalpolizei- 
lichen Organisation (Interpol) kommt mit zunehmender Beteiligung 
internationaler Straftäter an der Kriminalität in der Bundesrepublik 
immer größere Bedeutung zu. Die Einrichtungen und Erkenntnisse von 
Interpol bilden die notwendige Grundlage für eine überstaatliche Be- 
kämpfung des internationalen Verbrechens. Da die Grenzen eines 
Staates auf Grund der großzügigen Ausgestaltung der Einreisebestim- 
mungen auch für den Straftäter kein schwer zu überwindendes Hinder- 
nis mehr sind, steht das Bundeskriminalamt in ständigem Erfahrungs- 
austausch mit Interpolstellen und zentralen Polizeibehörden der euro- 
päischen Staaten über gemeinsame polizeiliche Maßnahmen. 

Die Bundesregierung wird darüber hinaus Verhandlungen zum Ab- 
schluß zwischenstaatlicher Verträge einleiten, die der Beschleunigung 
und Verbesserung gemeinsamer Maßnahmen der Strafverfolgung ge- 
gen internationale Verbrecher dienen sollen. 


XI. Schlußbemerkung 

Dieses Sofortprogramm der Bundesregierung leistet einen wesent- 
lichen Beitrag zur inneren Sicherheit. Eine wirksame Bekämpfung des 
Verbrechens in all seinen Erscheinungsformen erfordert aber nicht 
allein polizeiliche Abwehrmaßnahmen, sondern die Anstrengungen 
aller gesellschaftspolitischen Kräfte unseres Staates. 

Die Polizei — Schutz- und Kriminalpolizei — ist und bleibt bei der 
Verbrechensbekämpfung auf die vertrauensvolle und enge Zusam- 
menarbeit mit der Bevölkerung angewiesen. Sie wird ihre Aufgabe 
auf die Dauer nur dann wirksam erfüllen können, wenn die gesell- 
schaftliche Anerkennung, die Ausbildung, die Ausrüstung und die 
Besoldung der Bedeutung ihrer Aufgabe für die Gesellschaft gerecht 
werden. 
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